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Wirkungslos - AWO NRW kritisiert  
Vergeudung finanzieller Ressourcen  
im Kampf gegen Kinderarmut



Kinder und Jugendliche, die in Armut aufwachsen, haben nicht die gleichen Bildungschancen, sind öfters ge-

sundheitlich eingeschränkt und müssen materielle Entbehrungen erleiden. Rund ein Fünftel aller Kinder und 

Jugendlichen in Deutschland, mit wachsender Tendenz, sind davon betroffen.1 Zudem belegen Studien der 

OECD seit Jahren, dass in unserem Land die soziale Herkunft eines Kindes deutlich stärker über seinen Lebens-

weg bestimmt als in vielen anderen Ländern. Um Kinderarmut wirksam zu bekämpfen, müssen sich Investi-

tionen in die soziale Infrastruktur sowie monetäre Leistungen an armutsbetroffene Familien gegenseitig er-

gänzen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft der AWO in NRW kritisiert, dass im Bereich der Infrastrukturförderung viele 

Maßnahmen weitgehend wirkungslos bleiben und so finanzielle Ressourcen vergeudet werden.

Kinderarmut in Deutschland

Frühe Hilfen, Kindertagesstätten, Ganztagsangebote an Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen, Hilfen zur Er-

ziehung, Erziehungsberatungsstellen, Familienbildungs- und Familienerholungsstätten sowie weitere Ange-

bote der Kinder- und Jugendhilfe haben einen wichtigen sozialpolitischen Auftrag. Gerade für armutsbetrof-

fene Kinder, Jugendliche und Familien, darunter viele alleinerziehende und kinderreiche Familien, sind 

solche soziale Einrichtungen wichtige Anlaufstellen. Sie sind Begegnungs-, Bildungs-, und Erfahrungsorte, 

die an nachbarschaftliche Lebenszusammenhänge anknüpfen und für viele den Stellenwert eines „zweiten“ 

Wohnzimmers haben. Dort, wo Familien unter Druck geraten und die Folgen der Armut spürbar werden, kön-

nen diese Einrichtungen und ihre vielfältigen Angebote gezielt entlasten und durch frühzeitige Unterstützung 

einen wichtigen Beitrag zum präventiven Kinderschutz leisten.2 

Der sozialpolitische Auftrag sozialer Infrastruktur

Darüber, dass Kinder unabhängig von ihrer familiären Herkunft die gleichen Bildungs- und Aufstiegschancen 

haben sollten, besteht eigentlich ein gesellschaftlicher Konsens. Auf der anderen Seite fehlt es offensichtlich 

noch an dem politischen Willen, die Folgen der Kinderarmut tatsächlich konsequent zu bekämpfen. Denn 

viele einschlägige Förderprogramme und Sozialleistungen sind strukturell so angelegt, dass sie ihre Ziele weit-

gehend verfehlen. 

Unzweckmäßige Förderstrukturen

1 Solidarität mit armutsbetroffenen Kindern, Jugendlichen und ihren Familien – besonders in der Inflationskrise!  
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Unangemessene Befristungen: Viele Fördermaßnahmen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe sind zeitlich 

befristet. Ein gutes Verhältnis von Aufwand und Ertrag ergibt sich aber oftmals erst nach einiger Zeit, wenn 

sich Verfahren und Abläufe in der Praxis eingespielt haben. Gerade wenn Fördermaßnahmen anfangen, ihre 

größte Wirkung zu entfalten, werden sie oftmals wieder eingestellt.

Verspätete Bewilligungen: Aufgrund langwieriger politischer Entscheidungsprozesse erfolgen Bewilligungen 

innerhalb befristeter Förderprogramme oftmals so kurzfristig (teilweise sogar erst nach dem Start eines eng 

begrenzten Bewilligungszeitraumes), dass keine ausreichende Zeit für die Planung und Vorbereitung der An-

gebote bleibt. Beispielhaft für diese Problematik kann hier das „Helfer*innenprogramm für die Ganztags- und 

Betreuungsangebote – Aufholen nach Corona“ des Landes NRW genannt werden.

Mangelnde inhaltliche Flexibilität: Die konkreten Förderbedarfe armutsbetroffener Kinder und Jugendlicher 

sind regional und je nach Zielgruppe unterschiedlich und nicht zuletzt zeitlichen Schwankungen unterworfen. 

Viele Förderrichtlinien bieten Trägern der Kinder- und Jugendhilfe inhaltlich zu wenig Flexibilität, um pass-

genau auf die jeweiligen Bedarfe ihrer Zielgruppe reagieren zu können.

Überbordender bürokratischer Aufwand: Der zeitliche und personelle Aufwand zur Verwaltung der Fördermit-

tel (Antragstellung, rechnerische Verwendungsnachweise, Berichtswesen etc.) ist oftmals so umfangreich, dass 

dies in keinem angemessenen Verhältnis zum Ertrag steht und darüber hinaus angesichts der Personalnot bei 

vielen Trägern schlicht nicht leistbar ist. Insbesondere Förderprogramme im Rahmen des Europäischen Sozial-

fonds (ESF) sind bekannt dafür, dass sie mit einem hohen administrativen Aufwand verbunden sind. 

Defizitorientierung: Ein weiteres Manko vieler Förderprogramme ist ihre Defizitorientierung. Anstatt die so-

zialen Folgen der Kinderarmut frühzeitig und präventiv zu bekämpfen, werden Fördermittel nur unter der 

Voraussetzung gewährt, dass bereits entstandene Defizite detailliert nachgewiesen werden können. Exemp-

larisch kann hier das Segment der Lernförderung nach dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) benannt wer-

den. 

Wildwuchs und Parallelität verschiedener Förderstränge: Stiftungen, Ministerien und andere Geldgeber haben 

offensichtlich ein Interesse daran, in der Öffentlichkeit eigene Akzente zu Bekämpfung der Kinderarmut set-

zen. So werden ohne engere Abstimmung mit anderen Geldgebern neue Förderprogramme aufgesetzt und es 

entstehen fragwürdige Parallelstrukturen. Ein Beispiel hierfür sind die beiden Förderprogramme für Familien-

grundschulzentren in NRW, von denen eines im Schul- (MSB)und ein zweites im Jugendministerium (MKJFGFI) 

verortet ist.

Brüche in der Bildungsbiografie: Im Übergang von der Kindertagesstätte zur Grundschule oder von der Grund-

schule zur weiterführenden Schule, aber auch innerhalb einzelner Lebensabschnitte, ergeben sich für armuts-

betroffene Kinder häufig schädigende Brüche. Beispielhaft kann in diesem Kontext die Finanzierung soge-

nannter „Inklusionshelfer*innen“ für Kinder mit sozial-emotionalen Förderbedarfen an Grundschulen erwähnt 

werden. Während die Finanzierung der Inklusionshelfer*innen für viele Kinder im schulischen Vormittagsbe-

trieb gesichert ist, endet sie quasi mit dem Mittagessen und entsprechend bedürftige Kinder sind am Nach-

mittag auf sich allein gestellt. Auch der Übergang der Integrationshilfe von Kindern von der Kita in die Primar-

schulen ist nicht „anschlusssicher“ geregelt.

Überhöhte Trägeranteile: Die Höhe der „angemessenen Eigenleistung“, die ein Träger der Jugendhilfe nach  

§ 74 (4) SGB VIII zu erbringen hat, variiert von Kommune zu Kommune erheblich. Finanzschwache Kommunen, 

in denen der Anteil armer Kinder häufig überproportional hoch ist, sind gezwungen, vergleichsweise hohe 

Trägeranteile einzufordern und machen damit beispielsweise den Betrieb von Kindertagesstätten ungewollt 

unattraktiv. Im Ergebnis ist der Mangel an Kita-Plätzen ausgerechnet in sozial besonders belasteten Kommu-

nen am größten.

Konkret lassen sich folgende Mängel feststellen.
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Chronischer Unterfinanzierung der sozialen Infrastruktur auf der einen, üppig ausgestattete Leuchtturmpro-

jekte auf der anderen Seite: Einerseits gibt es in unserem Land Angebote der sozialen Infrastruktur, die in 

dramatischer Weise und dauerhaft unterfinanziert sind (exemplarisch kann hier die Finanzierung Offener 

Ganztagsschulen genannt werden). Andererseits werden immer wieder, insbesondere von Seiten privater Stif-

tungen, für neue „Leuchtturmprojekte“ großzügig Gelder bereitgestellt.

n

Zusammenfassend muss festgehalten werden: Viele Förderprogramme und -strukturen zur Bekämpfung der 

Kinderarmut verfehlen ihr Ziel. Halbherzig aufgelegte Förderprogramme mit zeitlichen Befristungen und einer 

überbordenden Bürokratie sorgen letztlich dafür, dass finanzielle Ressourcen vergeudet werden, die im Be-

reich der basalen Infrastruktur so dringend fehlen.

Um Kindern, die in Armut aufwachsen, mehr Perspektiven, Chancen und soziale Teilhabe zu ermöglichen, ist 

eine auskömmliche Finanzierung der sozialen Infrastruktur im direkten Lebensumfeld der Kinder und Familien 

das A und O. Entscheidend ist eine frühzeitig und präventiv ansetzende Unterstützung und Förderung. Über-

gänge in der Bildungsbiografie sind stärker zu beachten. Gesetzliche Förderstrukturen und Förderprogramme, 

die sich speziell der Bekämpfung der Folgen von Kinderarmut widmen, sind so aufzusetzen, dass sie für Trä-

ger plan- und umsetzbar sind und der zu erwartende Ertrag in einem angemessenen Verhältnis zum Aufwand 

steht. Dies beinhaltet nicht zuletzt

•	 bewährte Förderstrukturen zu entfristen,

•	 die Verwaltung der Fördermittel zu verschlanken, 

•	 parallele Förderstrukturen abzubauen,

•	 Förderrichtlinien und -verfahren formal so weit wie möglich zu vereinheitlichen,

•	 in der Umsetzung der Fördermaßnahmen mehr inhaltliche Flexibilität zu gewähren.

Nötig sind nachhaltige Investitionen in die soziale Infrastruktur

Impressum
Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeiterwohlfahrt NRW (AWO NRW)
c/o Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Mittelrhein e. V.  

Rhonestraße 2a | 50765 Köln 

Verantwortlich:  
Michael Mommer | Geschäftsführer LAG AWO NRW 

Dr. Michael Maas | Abteilungsleiter Jugendhilfe des AWO Bezirksverbands Niederrhein e. V. 

E-Mail: michael.maas@awo-niederrhein.de

Illustration:  

pixabay.com/Bru-nO & lalapronyk

Erscheinungsjahr: 2023


